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Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 6. MÃ¤rz
2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Klage gegen den Bescheid vom 28. Januar 2004
wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig sind die GewÃ¤hrung eines Grades der Behinderung (GdB) von mindestens
70 und die Zuerkennung des Merkzeichens "G" â�� erhebliche Gehbehinderung.

Der 1948 geborene KlÃ¤ger beantragte im November 1998 die Anerkennung als
Schwerbehinderter und begrÃ¼ndete dies damit, dass er an Asthma, chronischer
Bronchitis, Depressionen, Bandscheibenprotusion und Arthrose leide. Er legte u. a.
einen fachpsychologisch-psychodiagnostischen Befund des Dipl. Psych. Dr. Z vom
13. November 1998, der eine HirnleistungsschwÃ¤che mittleren Grades (GdB 50 bis
60) diagnostizierte, und ein Attest des Allgemeinmediziners Dr. S vom 14.
November 1998 vor. Der Beklagte lieÃ� ihn durch den Arzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. S (Gutachten vom 19. MÃ¤rz 1999) und die VersorgungsÃ¤rztin Dr. R
(Gutachten vom 28. April 1999) untersuchen und erkannte mit Bescheid vom 7. Juli
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1999 die Schwerbehinderteneigenschaft zu und dabei folgende Behinderungen,
deren Einzel-GdB sich aus den KlammerzusÃ¤tzen ergeben, an:

a) Bandscheibenvorfall im LendenwirbelsÃ¤ulenbereich, Funktionsminderung im
HalswirbelsÃ¤ulenbereich (30), b) Hirnorganische LeistungsbeeintrÃ¤chtigung (30),
c) Chronische Bronchitis mit chronischem Asthma bronchiale, ImmunschwÃ¤che
(20).

Sein hiergegen gerichteter Widerspruch, mit dem der KlÃ¤ger vortrug, es seien
nicht alle seiner Behinderungen berÃ¼cksichtigt, der GdB betrage 70, auÃ�erdem
sei das Merkzeichen "G" im Ausweis zu vermerken, wurde auf der Grundlage einer
Stellungnahme des Allgemeinmediziners Dr. W vom 4. August 1999 mit
Widerspruchsbescheid vom 20. April 2000 zurÃ¼ckgewiesen.

Auf die hiergegen erhobene Klage holte das Sozialgericht das psychiatrisch-
neurologische Gutachten des Dr. K vom 27. November 2000 ein. Dr. K fand keinen
Anhalt fÃ¼r Wahrnehmungs-, formale oder inhaltliche DenkstÃ¶rungen. Allerdings
sei die BelastungsfÃ¤higkeit wÃ¤hrend der Ã¼ber zweieinhalb Stunden dauernden
Untersuchung deutlich reduziert erschienen. Es sei jedoch keine tiefergreifende
hirnorganische Leistungsminderung festgestellt und auch kein
auÃ�ergewÃ¶hnlicher Leistungsabbau beobachtet worden. Das Gangbild beschrieb
er als ausreichend raumgreifend. Da der KlÃ¤ger eigenen Angaben zufolge bei einer
Gehstrecke von mehr als 300 Metern an erheblichen Schmerzen leide und die
Untersuchung eine deutliche Ischiasirritation erbracht habe, sei von einer
Gehbehinderung auszugehen. Es bestehe kein Anlass, von der
Behinderungsbewertung des Beklagten abzuweichen, der Gesamt-GdB betrage 50,
weil das Schmerzsyndrom durch degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen die
hirnorganische LeistungsbeeintrÃ¤chtigung nachhaltig verstÃ¤rke.

Der Beklagte legte Stellungnahmen des Internisten Dr. D vom 2. Januar 2001, des
Chirurgen Dr. B vom 8. Januar 2001 und der Neurologin und Psychiaterin Dr. D vom
17. Januar 2001 vor, die die Voraussetzungen des Merkzeichens "G" fÃ¼r ihr
Fachgebiet verneinten.

Das Sozialgericht hat die Klage durch Urteil vom 6. MÃ¤rz 2001 abgewiesen. Die bei
dem KlÃ¤ger bestehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen seien zutreffend erkannt
und in ihrer Schwere ausreichend bewertet. Ein GdB von 30 fÃ¼r die
HirnleistungsschwÃ¤che entspreche den von Dr. K und Dr. S erhobenen Befunden.
Die SachverstÃ¤ndigen hÃ¤tten auch keine psychopathologischen Befunde
mitgeteilt, die eine seelische Erkrankung des KlÃ¤gers erkennen lieÃ�en. Das
WirbelsÃ¤ulenleiden sei angesichts der vom gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen
erhobenen Befunde, die WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit mittelgradigen Auswirkungen
im Bereich der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule erkennen lieÃ�en, mit einem GdB von
30 ausreichend bewertet. Die Bildung eines Gesamt-GdB von 50 beschreibe das
Gesamtbild der Behinderung zutreffend, wie sich aus einem Vergleich mit den in
den Anhaltspunkten genannten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ergebe, fÃ¼r die ein
GdB von 50 vorgesehen sei, wie beispielsweise dem einseitigen Verlust eines
Unterschenkels oder einer Hand. Der KlÃ¤ger sei schlieÃ�lich auch nicht erheblich
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gehbehindert, denn er leide weder an sich auf die GehfÃ¤higkeit auswirkenden
FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der LendenwirbelsÃ¤ule,
die einen GdB von wenigstens 50 bedingten, noch an sich besonders schwer auf die
FortbewegungsfÃ¤higkeit auswirkenden Behinderungen der unteren ExtremitÃ¤ten
mit einem GdB von 40.

Gegen das am 11. April 2001 zugestellte Urteil richtet sich die am 3. Mai 2001
eingegangene Berufung, mit der der KlÃ¤ger vorgetragen hat, das Sozialgericht
habe unzutreffende Schlussfolgerungen aus dem Gutachten vom 27. November
2000 gezogen. Der Gutachter habe die Differenzierung zwischen deutlicher
Reduzierung der BelastungsfÃ¤higkeit und auÃ�ergewÃ¶hnlichem Leistungsabbau
nicht erlÃ¤utert, so dass seine Bewertung widersprÃ¼chlich sei. AuÃ�erdem habe
es das Gericht versÃ¤umt, ein lungenfachÃ¤rztliches Gutachten einzuholen.
SchlieÃ�lich sei ein GdB von 50 allein fÃ¼r das WirbelsÃ¤ulenleiden gerechtfertigt,
weil er nicht mehr als 300 Meter ohne Schmerzen gehen kÃ¶nne. Es liege zwar
nicht eines der in Nr. 30 der Anhaltspunkte genannten Regelbeispiele vor, unter
BerÃ¼cksichtigung des GesamtausmaÃ�es seiner Behinderung seien aber die
FunktionseinschrÃ¤nkungen so erheblich, dass das Merkzeichen "G" vorliege.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 6. MÃ¤rz 2001 aufzuheben und den
Bescheid des Beklagten vom 7. Juli 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 20. April 2000 und des Bescheides vom 28. Januar 2004 zu Ã¤ndern und den
Beklagten zu verurteilen, einen Grad der Behinderung von mindestens 70
anzuerkennen und die Voraussetzungen des Merkzeichens "G" â�� erhebliche
Gehbehinderung â�� festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und die Klage gegen den Bescheid vom 28. Januar
2004 abzuweisen â�¦

Er hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat einen Befundbericht des Allgemeinmediziners Dr. S vom 28. Oktober
2001 eingeholt und den Allgemeinmediziner B zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen ernannt. Dieser hat in seinem Gutachten vom 5. Januar 2002
eine allenfalls als geringgradig einzuschÃ¤tzende EinschrÃ¤nkung der kognitiven
LeistungsfÃ¤higkeit festgestellt, die er mit einem GdB von 20 bewertet hat. Die bei
dem KlÃ¤ger bestehenden Abnutzungserscheinungen im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) Ã¼berschritten das AltersmaÃ� nicht nennenswert,
seien also als geringgradig einzustufen und lediglich mit einem GdB von 20 zu
bewerten. Das Lungenleiden â�� eine beginnende Lungenfibrose â�� kÃ¶nne
mangels ausreichender Befundlage nicht abschlieÃ�end beurteilt werden, weshalb
auch die Bildung eines Gesamt-GdB unterbleiben mÃ¼sse. Der Senat hat einen
Befundbericht des Pulmologen Dr. von V (undatiert) eingeholt. Der Beklagte hat
Ã¤rztliche Stellungnahmen vom 14. und 27. Juni sowie 9. Juli 2002 vorgelegt.
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Der Senat hat die Akten der Berufgenossenschaft der chemischen Industrie
beigezogen, die mit Bescheid vom 30. April 2002 eine "rÃ¶ntgenologisch
nachweisbare pleuro-pulmonale Asbestose ohne Auswirkung auf die
Lungenfunktion" als Berufkrankheit anerkannt, eine Rente jedoch abgelehnt hatte,
weil keine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit in rentenberechtigendem Grade
vorliege. In einem im Auftrag der Berufgenossenschaft am 24. Oktober 2002
erstellten Zusammenhangsgutachten hat der Pulmologe Dr. S festgestellt, dass
Ã¼ber der Lunge kein pathologischer Befund nachgewiesen werden kÃ¶nne, die
LungenfunktionsprÃ¼fung zeige eine leichtgradige Restriktion, eine pulmonale
Limitierung sei nicht erkennbar. Der Internist Dr. D sieht in seiner Stellungnahme
vom 20. Januar 2003 hierdurch die versorgungsÃ¤rztliche Bewertung des
Lungenleidens bestÃ¤tigt, ebenso wie durch das vom KlÃ¤ger eingereichte Attest
des Dr. von V vom 4. MÃ¤rz 2002, in dem eine gegenÃ¼ber der Altersnorm um 25
% eingeschrÃ¤nkte Lungenfunktion bescheinigt wird.

Am 6. April 2003 hat der KlÃ¤ger einen Herzinfarkt erlitten und noch im selben
Monat einen Neufeststellungsantrag gestellt, dem der Entlassungsbericht des
Vivantes Klinikum am U vom 13. April 2003 und Herzkathederbefunde vom 6. und 9.
April 2003 beigefÃ¼gt waren. Nach Einholung des Entlassungsberichts vom 22. Mai
2003 Ã¼ber die ambulante Rehabilitation im Herzhaus und eines Befundberichts
des Allgemeinmediziners G vom 22. November 2003 mit dem Ergometriebefund
vom 12. November 2003 hat der Beklagte auf der Grundlage der Stellungnahme
des Dr. D vom 13. Januar 2004 mit Bescheid vom 28. Januar 2004 als weitere
Behinderung "coronare Herzkrankheit nach Herzinfarkt 2003 und anschlieÃ�enden
gefÃ¤Ã�erweiternden MaÃ�nahmen einschlieÃ�lich Stent-Implantation,
FettstoffwechselstÃ¶rung, Ã�bergewicht" mit einem Einzel-GdB von 20 anerkannt
und den Gesamt-GdB ab April 2003 auf 60 erhÃ¶ht.

Wegen der weiteren AusfÃ¼hrungen der Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze
Bezug genommen. AuÃ�erdem wird auf den weiteren Inhalt der Gerichtsakte und
der Verwaltungsakte des Beklagten, die Gerichtsakte zum Aktenzeichen S 26 RJ
637/01 und die auszugsweise vorliegende Verwaltungsakte der
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie verwiesen, die vorlagen und
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgemÃ¤Ã� erhobene Klage ist zulÃ¤ssig, sie ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, denn er hat weder Anspruch auf Zuerkennung
eines hÃ¶heren GdB als 60 ab April 2003 noch erfÃ¼llt er die medizinischen
Voraussetzungen des Merkzeichens "G".

Nach Â§Â§ 2 Abs. 1, 69 Abs. 1 SÃ¤tze 3, 4 des ab 1. Januar 2001 geltenden
Sozialgesetzbuch, Neuntes Buch (SGB IX) sind die Auswirkungen der lÃ¤nger als
sechs Monate anhaltenden GesundheitsstÃ¶rungen nach Zehnergraden abgestuft
entsprechend den MaÃ�stÃ¤ben des Â§ 30 Bundesversorgungsgesetz und der vom
Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit und Soziale Sicherung herausgegebenen
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"Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht" (AHP) in der
Fassung des Jahres 2004 (deren VorgÃ¤nger die AHP 1996 waren) zu bewerten, die
als antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten mit normÃ¤hnlicher QualitÃ¤t gelten.

Der Senat ist nach dem Gesamtergebnis der Ermittlungen davon Ã¼berzeugt, dass
ein GdB von 50 bzw. ab April 2003 ein solcher von 60 dem GesamtausmaÃ� der bei
dem KlÃ¤ger bestehenden Behinderungen gerecht wird. Nach den
Ã¼bereinstimmenden, Ã¼berzeugenden Feststellungen der mit der Begutachtung
schwerbehinderter Menschen besonders erfahrenen Neurologen und Psychiater Dr.
S und Dr. K besteht bei dem KlÃ¤ger eine als leichtgradig einzustufende
hirnorganische LeistungsbeeintrÃ¤chtigung, die nach Nr. 26.3, S. 41 AHP 2004 (= S.
53 AHP 96) mit einem GdB von 30 bis 40 zu bewerten ist. Dr. Sgab an, dass keine
groben GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen bestÃ¼nden und die zur GedÃ¤chtnisprÃ¼fung
gestellten Fragen tendenziell summarisch beantwortet wÃ¼rden, in inhaltlicher
Hinsicht fielen keine pathologisch bedeutsamen PhÃ¤nomene auf, die
Wahrnehmung wirke ungestÃ¶rt; insgesamt bestehe eine leichte psychische
Alteration im Sinne eines hirnorganischen Psychosyndroms. Dr. K fand keinen
Anhalt fÃ¼r Wahrnehmungs-, formale oder inhaltliche DenkstÃ¶rungen, allerdings
sei die BelastungsfÃ¤higkeit wÃ¤hrend der Ã¼ber zweieinhalb Stunden dauernden
Untersuchung deutlich reduziert erschienen. Auch der Allgemeinmediziner B konnte
keine Anzeichen fÃ¼r GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen, StÃ¶rungen der MerkfÃ¤higkeit oder
KonzentrationsstÃ¶rungen feststellen. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Angaben ist
die Einstufung als leichtgradige LeistungsbeeintrÃ¤chtigung im unteren Bereich des
Bewertungsrahmens angemessen und ausreichend. Die abweichende
EinschÃ¤tzung des GdB durch den Dipl. Psychologen Dr. Z beruhen darauf, dass
dieser von einer mittleren HirnleistungsschwÃ¤che ausgeht, die jedoch durch
keinen der im hiesigen Verfahren tÃ¤tigen Gutachter bestÃ¤tigt werden konnte. Im
Ã�brigen hat der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Bdarauf hingewiesen, dass die
Aussagekraft der von Dr. Z durchgefÃ¼hrten Leistungsdiagnostik bei schlechten
Sprachkenntnissen ohne Hinzuziehung eines Dolmetschers und ohne
BerÃ¼cksichtigung des Kulturkreises sehr begrenzt sei. Nicht bestÃ¤tigt werden
konnte durch die fachpsychiatrischen Gutachten eine Depression, wie sie Dr. S in
seinem Attest vom 14. November 1998 diagnostiziert, in seinem Befundbericht vom
28. Oktober 2001 aber nicht mehr erwÃ¤hnt hatte.

Das WirbelsÃ¤ulenleiden ist mit einem GdB von 30 orientiert an den Vorgaben in Nr.
26.18, S. 116 AHP 2004 (= S. 140 AHP 96) ausreichend bewertet. Dr. K beschreibt
die Schultermuskulatur als verspannt, die aktive und passive Beweglichkeit der
ExtremitÃ¤ten sei eingeschrÃ¤nkt, die Untersuchung habe eine deutliche
Ischiasirritation erbracht. Der SachverstÃ¤ndige B stellte keine Verspannungen der
RÃ¼ckenstreckmuskulatur fest, es sei ein Druck- und Klopfschmerz im Bereich des
thorakolumbalen Ã�bergangs und an beiden Kreuz-Darmbeinfugen angegeben
worden, die SeitwÃ¤rtsdrehung und die Beugung des Rumpfes seien endgradig
eingeschrÃ¤nkt und der Finger-Boden-Abstand betrage 20 cm, das
LasÃ¨gueâ��sche Zeichen sei negativ. Der Senat schlieÃ�t sich angesichts der
aufgezeigten Diskrepanzen der EinschÃ¤tzung des Chirurgen Dr. Bodmann in seiner
Stellungnahme vom 9. Juli 2002 an, dass ein GdB von 30 fÃ¼r das Wirbelleiden
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nicht zweifelsfrei unrichtig sei, weil nicht auszuschlieÃ�en sei, dass bei der
Untersuchung durch den Allgemeinmediziner B atypisch gÃ¼nstige VerhÃ¤ltnisse
vorgelegen hÃ¤tten.

Die Lungenfibrose hat nach den Ã¼bereinstimmenden Angaben des behandelnden
Pulmologen Dr. von V, der in seinem Attest vom 4. MÃ¤rz 2002 eine gegenÃ¼ber
der Altersnorm um 25 % eingeschrÃ¤nkte Lungenfunktion des KlÃ¤gers angegeben
hat, und des Dr. S, der in seinem Gutachten vom 24. Oktober 2002 eine leichte
Restriktion festgestellt und im Belastungstest keine pulmonale Limitierung
erkennen konnte, allenfalls zu einer geringgradigen EinschrÃ¤nkung der
Lungenfunktion gefÃ¼hrt. Diese ist nach Nr. 26.8, S. 68 AHP 2004 (= S. 83 AHP 96)
mit einem GdB von 20 zu Recht im unteren Bereich des von 20 bis 40 reichenden
Bewertungsrahmens angesiedelt worden. Hierbei war zu berÃ¼cksichtigen, dass Dr.
S bei der Bodyplethysmografie eine 77 % der Altersnorm entsprechende
TotalkapazitÃ¤t und bei der Spiroergometrie ein altersgemÃ¤Ã� noch normales
Belastungsverhalten mit guter Sauerstoffaufnahme festgestellt hat, wobei die
Limitierung der Belastung in erster Linie einem Trainingsmangel geschuldet sei,
kardiale oder pulmonale Versagenskriterien jedoch nicht vorhanden gewesen seien
und sich auch keine Hinweise fÃ¼r eine belastungsinduzierte GastransferstÃ¶rung
gefunden hÃ¤tten.

Auch die seit dem Herzinfarkt im April 2003 bestehende coronare Herzkrankheit
wurde nach den vorliegenden Befunden, insbesondere dem Ergometriebefund vom
12. November 2003 mit einem GdB von 20 in Ã�bereinstimmung mit Nr. 26.9, S. 71
AHP 2004 (= S. 86 AHP 96) bewertet. Danach sind Krankheiten des Herzens mit
LeistungsbeeintrÃ¤chtigung bei mittelschwerer kÃ¶rperlicher Belastung (z. B.
forsches Gehen (5-6 km/h), mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeit), Beschwerden und
Auftreten pathologischer Messdaten bei Ergometerbelastung mit 75 Watt fÃ¼r
wenigstens zwei Minuten mit einem GdB von 20 bis 40 zu bewerten. Der
Entlassungsbericht des Herzhauses vom 22. Mai 2003 bescheinigte bereits eine
allgemein und kardial altersentsprechende LeistungsfÃ¤higkeit, die zum Ende der
ambulanten Anschlussheilbehandlung mit einer Dauerbelastung von 60 Watt
angegeben wurde. Bei der Belastungsergometrie am 10. November 2003 (Befund
vom 12. November 2003) konnte sogar eine Belastung von 125 Watt erreicht
werden. Obwohl damit nachweislich keine LeistungsbeeintrÃ¤chtigung bei
mittelschwerer Belastung vorliegt, hat Dr. D in seiner Stellungnahme vom 13.
Januar 2004 einen GdB von 20 fÃ¼r angemessen gehalten, weil
erfahrungsgemÃ¤Ã� bei deutlichem Ã�bergewicht, wie es beim KlÃ¤ger besteht, die
Belastungen im alltÃ¤glichen Leben etwas schlechter toleriert werden als die
Belastung auf dem Fahrradergometer. Diese Bewertung erscheint dem Senat
nachvollziehbar. Eine hÃ¶here Bewertung kommt allerdings nach den AHP nicht in
Betracht.

Die Gesamt-GdB-Bildung unterliegt keinen rechtlichen Bedenken. Nach Â§ 69 Abs. 3
SGB IX ist bei Vorliegen mehrerer BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in
der Gesellschaft der GdB nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer
Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander festzustellen, wobei sich nach Nr. 19, S. 24 AHP 2004 (= S. 33 AHP 96)
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die Anwendung jeglicher Rechenmethode verbietet. Vielmehr ist zu prÃ¼fen,
inwieweit die Auswirkungen der einzelnen Behinderungen voneinander
unabhÃ¤ngig sind und ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens
betreffen, ob und wieweit sich die Auswirkungen der Behinderungen
Ã¼berschneiden oder gegenseitig verstÃ¤rken. Dabei ist gemÃ¤Ã� Nr. 19, S. 25
AHP 2004 (= S. 34 AHP 96) zu berÃ¼cksichtigen, dass leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die lediglich einen GdB von 10 bedingen, in der Regel nicht
zu einer wesentlichen Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung
fÃ¼hren und auch mit einem GdB von 20 bewertete Behinderungen nicht
zwangslÃ¤ufig einen Einfluss auf den Gesamt-GdB haben. Nach den
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. K
verstÃ¤rkt das Schmerzsyndrom durch degenerative VerÃ¤nderungen die
hirnorganische LeistungsbeeintrÃ¤chtigung nachhaltig, so dass fÃ¼r diese beiden
Behinderungen ein Gesamt-GdB von 50 angemessen ist. Die
Herzleistungsminderung wirkt sich geringgradig erhÃ¶hend auf die
Gesamtbehinderung aus und rechtfertigt die Anhebung um einen weiteren
Zehnergrad auf 60. Das mit einem GdB von 20 bewertete Lungenleiden wirkt sich
demgegenÃ¼ber nicht GdB-erhÃ¶hend aus.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Zuerkennung des Merkzeichens "G". Nach Â§
146 Abs. 1 Satz 1 SGB IX ist ein schwerbehinderter Mensch in seiner
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt, der infolge
einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens, auch durch innere Leiden oder infolge
von AnfÃ¤llen oder StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit nicht ohne erhebliche
Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im
Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� bewÃ¤ltigt
werden. Diese Voraussetzungen sind nach Nr. 30 Abs. 3, S. 138 AHP 2004 (= S. 166
AHP 96) erfÃ¼llt, wenn FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder
der LendenwirbelsÃ¤ule bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB wenigstens 50 bedingen
oder bei Behinderungen der unteren GliedmaÃ�en mit einem GdB von weniger als
50, die sich besonders ungÃ¼nstig auf die GehfÃ¤higkeit auswirken, z. B. bei
Versteifung des HÃ¼ftgelenks, Versteifung des Knie- oder FuÃ�gelenks in
ungÃ¼nstiger Stellung oder arterieller Verschlusskrankheit mit einem GdB von 40.
Diese Voraussetzungen sind den vorhandenen medizinischen Unterlagen nicht zu
entnehmen. Beim KlÃ¤ger bestehen keinerlei erhebliche Behinderungen der
unteren GliedmaÃ�en und der LendenwirbelsÃ¤ule, die einen GdB von wenigstens
40 bedingen und sich besonders ungÃ¼nstig auf seine GehfÃ¤higkeit auswirken;
das mit einem GdB von 30 bewertete WirbelsÃ¤ulenleiden betrifft neben der
Lenden- auch die HalswirbelsÃ¤ule. Auch die inneren Leiden haben nicht das in Nr.
30 Abs. 3 AHP 2004 geforderte AusmaÃ�, nÃ¤mlich mit
LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen des Herzens oder der Lunge bereits bei alltÃ¤glicher
leichter Belastung (Nr. 26. 8, S. 26.9, S. AHP 2004). Es ist auch nicht erkennbar,
dass der KlÃ¤ger durch das GesamtausmaÃ� seiner Behinderung erheblich in seiner
GehfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt ist. Der SachverstÃ¤ndige B beschreibt das Gangbild
als zielgerichtet und ausgreifend, die FÃ¼Ã�e wÃ¼rden seitengleich belastet,
normal aufgesetzt und sicher abgerollt. Von Dr. K wurde das Gangbild als
ausreichend raumgreifend beschrieben, bei der angegebenen
Wegstreckenlimitierung auf 300 Meter handelt es sich um eine subjektive Angabe
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des KlÃ¤gers, die durch objektive Befunde nicht untermauert ist. Es mag auch
zutreffen, dass in ZeitrÃ¤umen deutlicher Ischiasirritation von einer
Gehbehinderung des KlÃ¤gers auszugehen ist, wie sie Dr. K angenommen hat, es
handelt sich allerdings nicht um eine erhebliche Gehbehinderung im Sinne des Â§
146 Abs. 1 SGB IX. Der vom KlÃ¤ger gezogene RÃ¼ckschluss, wenn er nicht mehr
als 300 Meter schmerzfrei gehen kÃ¶nne, rechtfertige das einen GdB von 50 fÃ¼r
das WirbelsÃ¤ulenleiden, ist unzulÃ¤ssig und lÃ¤sst sich weder Â§ 146 Abs. 1 SGB
IX noch den Vorgaben der AHP entnehmen.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen und die Klage gegen den gemÃ¤Ã� Â§Â§
96, 153 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegenstand des Berufungsverfahrens
gewordenen Bescheid vom 28. Januar 2004 abzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten folgt aus Â§ 193 SGG. Die Erstattung eines Teils
der auÃ�ergerichtlichen Kosten wegen der Anhebung des Gesamt-GdB auf 60 ab
April 2003 kommt nicht in Betracht, weil es sich hierbei um eine erst wÃ¤hrend der
Berufungsverfahrens eingetretene Ã�nderung des Gesundheitszustandes handelt,
auf die der Beklagte durch Erlass des Bescheides vom 28. Januar 2004 umgehend
angemessen reagiert hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 26.10.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               8 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/146.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

